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Flucht und Migration - fünfzehn Thesen 
von Werner Mittelstaedt  

 
 

Von der Willkommenskultur zur 

EU-Abschottungspolitik 
 

Die deutsche Willkommenskultur vom Spätsommer 2015 erstaunte die Welt. Deutschland öff-

nete damals für eine begrenzte Zeit vielen Flüchtlingen aus Syrien, dem Irak und anderen Kri-

senregionen seine Grenzen. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Behörden und unzählige eh-

renamtliche Helferinnen und Helfer gingen bis an die physischen und psychischen Grenzen, um 

den Flüchtlingen die Ankunft und den Aufenthalt so angenehm wie möglich zu machen. Die 

Bevölkerung spendete Geld, Kleider, Schuhe, Gegenstände. Diese Situation änderte sich nach 

nur wenigen Monaten. Dazu einige wenige Fakten: Etwa seit dem Spätherbst 2015 haben sich 

in den Ländern des Nordens, insbesondere in Europa und den USA, die Politiken gegenüber 

Flüchtlingen und Migranten überwiegend radikal verändert. So konnte der Milliardär, Rassist 

und Sexist Donald Trump am 8. November 2016 amerikanischer Präsident werden. Ein US-

Präsident, der das praktisch Undenkbare in der Politik denkbar gemacht hat und nahezu täglich 

neue Rekorde an Tabubrüchen, primitiven Pöbeleien und Demagogie aufstellt. Trump unter-

stützt auch die Abschottungspolitik der EU und kritisierte Angela Merkel für ihre Flüchtlingspo-

litik. Wenige Monate vorher, am 23. Juni 2016, stimmten in einem Referendum 51,89 Prozent 

der Wähler für den Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union, den soge-

nannten »Brexit«. Dieser kam insbesondere zustande, weil das Vereinigte Königreich sich in 

Europa gegenüber den Flüchtlingsströmen und der Migration durch die EU Kommission in Brüs-

sel benachteiligt sah, obwohl es nachweislich seit einigen Jahren in Westeuropa mit Abstand die 

wenigsten Flüchtlinge, gemessen an der Einwohnerzahl, aufgenommen hat, nämlich nur 0,6 

Flüchtlinge pro 1000 Einwohner (Stand: 2016, Quelle: Eurostat).  

Seit dem Spätherbst 2015 wurde in Europa eine kritische Masse an EU-feindlichen und 

rechtspopulistischen Parteien erreicht, die seitdem in vielen europäischen Nationalparlamenten 

immer mehr die Politiken bestimmen oder beeinflussen (siehe auch im Internet: de.wikipe-

dia.org/wiki/ Rechtspopulismus mit einer aktuellen Liste rechtspopulistischer Parteien in den 

europäischen Nationalparlamenten).  

In den letzten Jahren gewinnen in den Bevölkerungen der EU rechtspopulistische Parteien 

immer mehr Zustimmung für Einwanderungsstopp und weitere EU-Austritte nach dem Brexit.  

Rechtspopulistische Parteien setzen auf starke Nationalstaaten, sind rassistisch, vielfach anti-

semitisch und globalisierungsfeindlich. Sie sind gekennzeichnet durch Homophobie und leug-

nen den durch Menschen verursachten Klimawandel. In der rechtspopulistischen mit rechts-

extremen Tendenzen identifizierten Partei »Alternative für Deutschland« (AFD), die in den letz-

ten Jahren immer mehr Wahlerfolge verzeichnete und mit 12,6 Prozent der Wählerstimmen 

Ende September 2017 in den Deutschen Bundestag einzog, gibt es völkisch-nationalistische, 

rassistische, islamfeindliche und antisemitische Strömungen mit Verbindungen zu neurechten 

Gruppierungen, beispielsweise der rechtsextremen Identitären Bewegung und der fremden-

feindlichen Organisation Pegida (siehe auch den gründlich recherchierten Wikipedia-Eintrag im 

Internet: de.wikipedia.org/wiki/Alternative_ für_ Deutschland).  

Durch rechtspopulistische Parteien oder eine Regierungsbeteiligung rechtspopulistischer Par-

teien an den Politiken in Europa gibt es seit Jahren keinen Konsens mehr für die Aufnahme von 

Flüchtlingen. Immer mehr europäische Länder verweigern die Aufnahme von Flüchtlingen und 

Migranten. Dadurch haben sich auch zunehmend nicht rechtspopulistische Parteien in Europa 

für eine starke, restriktive Begrenzung für die Aufnahme von Flüchtlingen ausgesprochen. Auch 

werden Regierungsparteien durch den Rechtsruck in den Bevölkerungen im Allgemeinen und 

durch rechtspopulistische Parteien, die keine Regierungsbeteiligung haben, beeinflusst. Ein Pa-

radebeispiel dafür ist in Deutschland die aktuelle Politik der CSU, die durch eine restriktive 

Migrations- und Flüchtlingspolitik durch Innenminister Horst Seehofer die Wähler der rechts-

populistischen AFD in Bayern wieder für die CSU zu begeistern versucht. Durch Horst Seehofer 

und die Interessen der CSU wurden die Themenkomplexe »Flüchtlingsströme« und »Migration« 

lange Zeit zum wichtigsten Politikthema in Deutschland gemacht. Hier machen es sich unsere 

Politiker auf Kosten der Flüchtlinge leicht, um die Bevölkerung von den wahren Problemen 
abzulenken, z. B. Wohnungsnot, Pflege, Altersarmut, eklatante Defizite für die nachhaltige 

Entwicklung und gegen den Klimawandel.   

Die EU-Politik versucht seit Ende 2015, dass Europa seine Außengrenzen so dicht wie möglich 

macht. Dadurch wird auch die EU-Marinemission »Sophia« und die private Seenotrettung durch 

http://www.spiegel.de/thema/fluechtlinge/
https://de.wikipedia.org/wiki/EU-Mitgliedschaftsreferendum_im_Vereinigten_K%C3%B6nigreich_2016
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https://de.wikipedia.org/wiki/Neue_Rechte
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Nichtregierungsorganisationen auf dem Mittelmeer durch die neue italienische Regierung be-

hindert. Die EU-Länder unternehmen dagegen viel zu wenig. »277 Flüchtlinge sind seit Anfang 

Juli 2018 im Mittelmeer ertrunken, fast 1.500 im laufenden Jahr. Von diesen Zahlen geht die 

Seenotrettungsorganisation Sea-Watch aus. Die Dunkelziffer ist mutmaßlich erschreckend 

hoch. Denn private Retter dürfen aus Häfen nicht mehr auslaufen. Ein Skandal, sagt Sozialwis-

senschaftlerin Sonja Skrobek« (Neue Westfälische im Internet vom 21. Juli 2018: 

www.nw.de/lokal/bielefeld/mitte/22197384_Europa-versenkt-seine-Werte-Bielefelder-

Fluechtlings-Aktivistin-ueber-die-Seenotrettung-im-Mittelmeer.html).  

Sie sagte im Interview der Neue Westfälische weiter: […] Unsere Abschottungspolitik zwingt 

verzweifelte Menschen dazu, sich in die Hände von skrupellosen Schleppern zu begeben. Bis 

2014 hat die EU Seenotrettung als eigene Aufgabe gesehen. Jetzt werden Unzählige als Ab-

schreckung wissentlich ertrinken gelassen. Europa versenkt gerade seine eigenen Werte.« 

(ebd.) Die Bundestagsvizepräsidentin Claudia Roth sagte zum Thema EU-Seenotrettung der 

»Bild am Sonntag« am 22. Juli 2018: »Unsere Humanität droht im Mittelmeer zu ertrinken. 

Das Mittelmeer ist inzwischen zu einem ›Meer des Todes‹ verkommen. Wenn diese Erosion der 

Menschenrechte weitergeht, hat die EU den ihr verliehenen Friedensnobelpreis nicht verdient 

und er muss aberkannt werden. Die EU hatte die Auszeichnung vor sechs Jahren erhalten - 

unter anderem für ihren Beitrag zu einer friedlichen Entwicklung in Europa.« 

In einem Kommentar in der Süddeutschen Zeitung schrieb der renommierte Journalist Heri-

bert Prantl am 6. Juni 2018: »Die Zeit des Flüchtlingsschutzes in Europa geht zu Ende. Siebzig 

Jahre nach Beginn der Arbeiten am Grundgesetz, 69 Jahre nach der Verkündung des 

Asylgrundrechts und 67 Jahre nach Verabschiedung der Genfer Flüchtlingskonvention ist das 

Bewusstsein für den Wert von Asyl und Flüchtlingsschutz verschwunden. Es ist vom Gewicht 

der Zahlen und der Angst vor den populistischen Extremisten erdrückt worden. Es gibt keine 

Regierung in Europa mehr, die das Asylrecht offensiv verteidigt. Die Flüchtlinge werden nur 

noch numerisch registriert; ihre Geschichte, ihr Schicksal interessiert immer weniger. Die Ri-

gorosität, mit der Kanzlerin Angela Merkel soeben im Bundestag das Ende jeglichen Abschie-

bestopps nach Afghanistan erklärte, ist ein Exempel. Die sogenannte Willkommenskultur vom 

Herbst 2015 soll vergessen gemacht werden.  

Nicht nur die osteuropäischen Staaten verweigern sich dem Flüchtlingsschutz. Es verweigern 

sich auch die westeuropäischen Staaten, sie tun es nur nicht so offensiv und brachial. Die Anti-

Flüchtlings-Pläne, die Macron und Merkel wenig verklausuliert ankündigen, lassen dem Rechts-

schutz kaum noch Raum. Sie stützen sich auf eine noch kaum bekannte Konzeption der EU-

Kommission, die den Zugang der Flüchtlinge zum europäischen Schutzsystem juristisch ver-

sperren will: Der inhaltlichen Prüfung jedes Asylantrags soll ein Zulässigkeitsverfahren vorge-

schaltet werden, in dem dann in der Regel festgestellt wird, dass der Flüchtling überhaupt 

keinen Asylantrag stellen darf. Es soll immer dann auf ›unzulässig‹ erkannt werden, wenn es 

irgendeinen Staat in Heimatnähe des Flüchtlings gibt, der hierzulande als für diesen Flüchtling 

sicher gehalten wird. In diesen ›Drittstaat‹ soll er verbracht werden. Eine inhaltliche Prüfung 

des Asylantrags gibt es dann nicht mehr. […]« (Siehe auch im Internet: www.sueddeut-

sche.de/politik/asyl-europa-macht-dicht-1.4005068). 

 

 

Flucht und Migration - fünfzehn Thesen  

 
 Vor dem oben skizzierten Hintergrund habe ich meine ursprünglichen »Fünfzehn Thesen zur 

Flüchtlingskrise« vom September 2015 noch einmal präzisiert, aktualisiert und erweitert. Sie 

sind insbesondere auf Deutschland ausgerichtet, können aber weitgehend auf die Flüchtlings- 

und Migrationspolitiken anderer EU-Länder übertragen werden.    

1. Das Recht auf Asyl in Deutschland für Menschen, die aus Ländern flüchten, in denen Kriege 

stattfinden oder in denen sie aus rassistischen, religiösen, nationalistischen, politischen 

oder ethnischen Gründen verfolgt werden, darf nicht weiter aufgeweicht werden. 

 

2. Menschen müssen auch ein Recht auf Asyl bekommen, wenn sie aus Ländern kommen, in 

denen die Lebensverhältnisse so miserabel sind, dass ein menschenwürdiges Leben un-

möglich ist (z. B. Flucht aus Gründen des Klimawandels, der Zerstörung der Lebensgrund-

lagen etwa durch Landgrabbing der reichen Länder des Nordens, der Vernichtung der Le-
bensgrundlagen von Kleinbauern durch die EU- und US-Agrarpolitik u.v.m.). 

    

http://www.nw.de/lokal/bielefeld/mitte/22197384_Europa-versenkt-seine-Werte-Bielefelder-Fluechtlings-Aktivistin-ueber-die-Seenotrettung-im-Mittelmeer.html
http://www.nw.de/lokal/bielefeld/mitte/22197384_Europa-versenkt-seine-Werte-Bielefelder-Fluechtlings-Aktivistin-ueber-die-Seenotrettung-im-Mittelmeer.html
https://www.zeit.de/thema/mittelmeer
http://www.sueddeutsche.de/politik/asyl-europa-macht-dicht-1.4005068
http://www.sueddeutsche.de/politik/asyl-europa-macht-dicht-1.4005068
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3. Deutschland benötigt ein seit vielen Jahren überfälliges Einwanderungsgesetz. Die Gründe: 

a) Durch ein Einwanderungsgesetz wird Illegalität vermieden und es werden regulierte 

Wege der Migration ermöglicht. b) Das derzeitige Zuwanderungsgesetz leistet dies nicht. 

c) Deutschland benötigt jährlich mindestens 500.000 Menschen, die zu uns einwandern 

müssten, damit es aufgrund seiner demografischen Entwicklung (Überalterung, zu wenige 

Kinder) sein Lebensniveau halten kann. 

 

4. Sinti und Roma, die aus sogenannten sicheren EU-Staaten (speziell Bulgarien, Rumänien, 

Serbien) nach Deutschland kommen und Asyl beantragen, sollten aufgrund der starken 

Diskriminierung, der sie in diesen Ländern ausgesetzt sind, in größerer Anzahl als in den 

vergangenen Jahrzehnten Asyl erhalten. Darüber hinaus muss die EU mit politischen Mitteln 

mehr darauf drängen, dass Sinti und Roma in ihren Mitgliedsländern nicht mehr diskrimi-

niert werden. Sinti und Roma in Deutschland in höherer Anzahl als in den vergangenen 

Jahrzehnten Asyl zu gewähren, wäre auch ein Akt später »Wiedergutmachung« aufgrund 

der Verbrechen, die das NS-Regime an Sinti und Roma begangen hat. 

 

5. Die unsicheren und lebensgefährlichen Fluchtrouten über das Mittelmeer müssen dauerhaft 

durch eine technisch und personell sehr gut organisierte EU-Seenotrettung so geleistet 

werden, dass kein einziger Flüchtling oder Migrant auf dem Mittelmeer ums Leben kommt. 

Das bedeutet, dass die EU-Marinemission »Sophia« nie mehr an ihren Einsätzen behindert 

werden darf und durch mehr Rettungsschiffe aufgerüstet werden müsste. Zugleich darf die 

private Seenotrettung durch Nichtregierungsorganisationen auf dem Mittelmeer nicht mehr 

behindert werden. Die geretteten Menschen sollten dann zeitnah auf ihren Anspruch auf 

Asyl überprüft werden. Besteht kein Asylanspruch, dann sollten sie nur in sichere Her-

kunftsländer zurückgebracht werden.  

 

6. Waffen aller Art führen in Krisenländer zu noch mehr Konflikten und bewaffneten Ausei-

nandersetzungen. Sie sind eine gravierende Fluchtursache. Deshalb sind Waffenexporte in 

Krisenländer und in Länder, die Krisen und Kriege schüren, sofort einzustellen. Hier muss 

Deutschland als drittgrößter Waffenexporteur der Welt eine Vorreiterrolle spielen!  

 

7. Asylbewerberinnen und Asylbewerber sollten möglichst schnell ein Arbeitsvisum erhalten. 

Ihnen sollten zeitnah Jobangebote gemacht werden und berufliche Perspektiven aufgezeigt 

werden. Dadurch würde einerseits die Integration dieser Menschen vorangetrieben. Viele 

junge Asylbewerberinnen und Asylbewerber würden vorübergehend auch gerne gegen ge-

ringe Bezahlung sogenannte einfache Arbeiten machen (z. B. Straßenreinigung, Umwelt-

schutztätigkeiten, Unterstützung bei Tätigkeiten in der Pflege und im Gesundheitswesen), 

bis sie in eine Ausbildung kommen oder eine feste Anstellung haben.      

 

8. Den Menschen, die aus den unterschiedlichsten Gründen nach Deutschland kommen, müs-

sen mehr Arbeitsplätze mit unmittelbarer Sprachförderung angeboten werden, die u. U. 

auch durch die Bundesregierung subventioniert werden sollten. 

 

9. Die Situation für die Menschen in den Kriegs- und Krisenländern des Südens muss durch 

die Länder des Nordens erheblich verbessert werden, um die Fluchtursachen zu reduzieren. 

Es muss die neokolonialistische Ausbeutung und die damit verbundene Zerstörung der Um-

welt in den Ländern des Südens durch den Norden beendet werden. Die noch intakten 

gesellschaftlichen Strukturen in den Ländern des Südens müssen bewahrt werden. Dafür 

ist eine faire Entwicklungszusammenarbeit vonnöten, die sich an den Prinzipien der nach-

haltigen Entwicklung orientieren muss. Hilfe zur Selbstentwicklung für die Menschen des 

Südens muss massiv gefördert werden. Das notwendige Know-how zur Umsetzung der in 

diesem Punkt angesprochenen Forderungen ist weltweit vorhanden.   

 

10. Die finanzielle Unterstützung der Flüchtlingslager in den Anrainerstaaten der Kriegsländer 

(insbesondere in der Türkei, in Jordanien und im Libanon) muss ganz erheblich materiell 

und finanziell durch alle Länder des Nordens verbessert werden. Die Flüchtlingslager müs-

sen in jedweder Hinsicht bessere Lebensbedingungen für ihre Bewohner ermöglichen. Be-

sonders wichtig ist es, ausreichend Schulen in den Flüchtlingslagern einzurichten. Damit 
würde vermieden, dass die Flüchtlinge aus diesen Flüchtlingslagern den Weg nach Europa 

nehmen. Würde es bessere Bedingungen in den Flüchtlingslagern geben, dann würden die 
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Menschen in den Flüchtlingslagern bleiben, bis die Kriege zu Ende sind, um dann wieder in 

ihre Heimatländer zurückzukehren.  

 

11. In Deutschland muss der soziale Wohnungsbau drastisch gefördert werden. Deutschland 

wird aufgrund der Flüchtlingsströme einerseits und der notwendigen Einwanderung (Zu-

wanderung / Migration) andererseits in den nächsten Jahren sehr viel mehr Wohnraum 

benötigen.  

 

12. In Deutschland muss die Bundesregierung den Kommunen wesentlich mehr Geld für die 

Beherbergung und Integration von Flüchtlingen, Asylbewerberinnen, Asylbewerbern und 

Einwanderern (Migranten) zur Verfügung stellen. 

 

13. Mehr Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, die die Integration von Flüchtlingen zur Auf-

gabe haben und die die Koordination der ehrenamtlichen Integrationshelferinnen und -

helfer steuern, sind dringend notwendig. Darüber hinaus muss die psychotherapeutische 

Versorgung von traumatisierten Kriegsflüchtlingen deutlich verbessert werden.  

 

14. Es müssen wesentlich mehr Lehrerinnen und Lehrer für den Schulunterricht (Kinder, Ju-

gendliche und Erwachsene) und für die Sprachschulung zur Verfügung gestellt werden. 

 

15. Jede(r) ist aufgefordert, auf Rassismus und Antisemitismus in jedweder Form zu reagieren. 

Das bedeutet, dass hingesehen und möglichst zeitnah reagiert werden muss, wenn jemand 

rassistisch oder antisemitisch angefeindet wird.  
 

Redaktionsschluss war der 29. Juli 2018 
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